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‐ Schutzschirm/Grundsteuer ‐ 

FDP: „Keine weitere Erhöhung der Grundsteuer!“ 
Liberale: "Schutzschirm: JA ‐ Weitere Grundsteuererhöhung: NEIN" 

Mit allergrößten Bauchschmerzen hat die FDP aufgrund der extremen finanziellen Nöte der Stadt der 

Erhöhung der Grundsteuer B zum Haushalt 2013 zugestimmt. "Wir haben uns diese Entscheidung 

keineswegs leicht gemacht", erklärt FDP‐Fraktionsvorsitzender Tobias Kruger, "insbesondere da diese 

Erhöhung im klaren Widerspruch zur bisherigen Linie der FDP in Sachen Grundsteuer steht. Die horrende 

finanzielle Schieflage der Stadt und die einmalige Möglichkeit zur Teilnahme am kommunalen 

Schutzschirm des Landes Hessen zwangen uns jedoch dazu, die Lage insgesamt komplett neu zu 

bewerten, und haben schlussendlich zu dieser schweren Entscheidung geführt."  

 

"Die Grundsteuer wurde 2007 zeitlich ‐ ausdrücklich ‐ begrenzt bis Ende 2010 erhöht", führt Dr. Rüdiger 

Werner weiter aus, "als Maßnahme, um eine von der Kommunalaufsicht permanent geforderte 

Straßenbeitragssatzung zu verhindern. Nach Ablauf der zeitlichen Begrenzung wurde die Grundsteuer 

jedoch nicht wieder zurückgefahren – ein entsprechender Antrag der FDP wurde im Mai 2010 von CDU, 

SPD sowie von AL/Grüne unisono abgelehnt." Fakt ist nun: Die Grundsteuer wurde stattdessen jüngst 

nochmals erhöht, die wiederkehrenden Straßenbeiträge werden 2013 überdies kommen und gemäß des 

Maßnahmenkatalogs zur Ergebnisverbesserung, der zur Teilnahme am kommunalen Schutzschirm des 

Landes Hessen nun beschlossen werden muss, soll die Grundsteuer zum Haushalt 2017 nochmals spürbar 

erhöht werden. Nach sehr intensiver Beratung steht für die FDP nun fest, dass es hierfür keine 

Zustimmung mehr von den Liberalen geben kann.  

 

"Die FDP steht ohne wenn und aber zum kommunalen Schutzschirm", stellt Tobias Kruger ausdrücklich 

klar, "jedoch ist der Bürger mit den spürbaren Steuer‐ und Gebührenerhöhungen 2013 extrem in 

Vorleistung getreten – jetzt muss die Stadt erstmal nachliefern und selber kräftig sparen. Eine weitere 

Anhebung der Grundsteuer ist mit den Liberalen nicht zu machen – auch nicht als Aussicht am Horizont 

für 2017. Unser Credo lautet vielmehr: Sparanstrengungen weiter intensivieren statt einfach die 

Grundsteuer nochmals erhöhen." 

 

"Wir sehen", erklärt Dr. Rüdiger Werner abschließend, "sehr viel Potenzial für Einsparungen und 

Effizienzsteigerung auf städtischer Seite, das bisher nicht oder nur z.T. Teil des Abbaupfades ist: Badehaus, 

Schillerhaus, E‐Government, Stadtratsposten, Stadbus, Integrationsbeauftragte, usw. Und bevor hier nicht 

wirklich alle möglichen und denkbaren Sparanstrengungen sichtbar erfolgt sind, können und  werden wir 

Liberale nicht die Hand für eine weitere Grundsteuererhöhung in absehbarer Zeit heben." (tk)             


